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Die Entwicklung der
L�nderfinanzen seit
Mitte der neunziger
Jahre

Die Finanzlage der L�nder hat sich von

Mitte der neunziger Jahre bis zum ab-

gelaufenen Jahr deutlich verbessert.

Die Defizite, die 1996 mit 461'2 Mrd DM

ihren bislang h(chsten Stand erreicht

hatten, konnten bis zum Jahr 2000 auf

19 Mrd DM verringert werden. Neben

einer Begrenzung des Ausgabenwachs-

tums trug hierzu die seit 1998 wieder

g-nstigere Entwicklung der Steuerein-

nahmen bei. Beim Abbau der Defizite

konnten auch die neuen L�nder Er-

folge erzielen. Auf Grund ihrer anhal-

tenden Steuerschw�che bleiben sie

aber weiterhin auf hohe Transfers an-

gewiesen. Seit Beginn des laufenden

Jahres hat sich die Finanzlage der L�n-

der insgesamt wieder betr�chtlich ver-

schlechtert. Ausschlaggebend sind die

hohen Einnahmenausf�lle durch die

Steuerreform. Die wieder deutlich

wachsenden Defizite zeigen die Not-

wendigkeit nachhaltiger Einsparungen

auf, zumal die meisten L�nder ausge-

glichene Haushalte anstreben. Dies

w-rde der Zielsetzung des Europ�i-

schen Stabilit�ts- und Wachstumspakts

entsprechen, der f-r den Gesamtstaat

mittelfristig einen solchen Haushalts-

ausgleich vorschreibt. Unter den L�n-

dern besteht ein erhebliches Gef�lle in

der Steuerkraft, das durch den L�nder-

finanzausgleich und erg�nzende Bun-

deszuweisungen weitgehend einge-

ebnet und teilweise sogar umgekehrt

wird. Dieses System ist nach einem Ver-

fassungsgerichtsurteil vom November

1999 zu -berarbeiten.
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Finanzentwicklung insgesamt

In der Mitte der neunziger Jahre wiesen die

L(nderhaushalte hohe Defizite aus. Im Jahr

1996 wurde mit 461,2 Mrd DM ein H.chst-

stand erreicht, bei dem fast 10% der Ge-

samtausgaben durch Kreditaufnahme und

R6cklagenaufl.sungen gedeckt werden

mussten.1) Um ein Ausufern des Schulden-

standes und der daraus folgenden Zinsbelas-

tung zu verhindern, war ein deutlicher und

schneller Abbau der Deckungsl6cken drin-

gend geboten. Bis zum Jahr 2000 gelang

dann auch eine Verringerung der Defizite um

6ber die H(lfte auf 19 Mrd DM. In Relation zu

den Ausgaben gingen sie auf 4% zur6ck.

Sowohl die alten als auch die neuen L(nder

konnten Erfolge beim Defizitabbau verzeich-

nen. Wegen ihrer ung6nstigeren Ausgangs-

lage k.nnen die ostdeutschen L(nder (ohne

Berlin) mit gut 7% aber noch immer einen

deutlich gr.ßeren Anteil ihrer Ausgaben nicht

6ber „regul(re“ Einnahmen finanzieren.

Noch ausgepr(gter sind freilich die Unter-

schiede zwischen den einzelnen Bundesl(n-

dern. W(hrend nach den vorl(ufigen Ergeb-

nissen beispielsweise Bayern das Jahr 2000

mit einem Haushalts6berschuss abschließen

konnte, betrugen die Defizite in Berlin, Ham-

burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-

Anhalt und Th6ringen noch deutlich 6ber

6% der jeweiligen Ausgaben.

Eine wichtige Grundlage f6r die Konsolidie-

rungsfortschritte war die Begrenzung des Aus-

gabenwachstums. Noch Anfang der neunziger

Jahre waren die L(nderausgaben um durch-

schnittlich mehr als 5% pro Jahr gestiegen.

Auf Grund einer deutlich langsameren Zu-

nahme der Einnahmen waren die L(nder ge-

zwungen, ihren Ausgabenzuwachs stark zu

drosseln. In den Jahren 1997 bis 2000 belief er

sich im Durchschnitt auf nur gut 1,2%. Damit

wurde auch die Empfehlung des Finanzpla-

nungsrats, das j(hrliche Ausgabenwachstum

auf h.chstens 2% zu begrenzen, eingehalten.

Mit einem Anteil von fast 40% stellen die Per-

sonalausgaben in den L(nderhaushalten die

wichtigste Ausgabenart dar. Abgesehen von

1995 und 1999 (als außerdem eine Erh.hung

des Umlagesatzes f6r die Zusatzversorgung der

Angestellten und Arbeiter zu verkraften war)

blieben die Tarifabschl6sse und die daran ange-

Mrd DM

Mrd DM
Saldo

ts) ts)

Einnahmen

Ausgaben

Finanzen der Länder

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene
Schätzungen.
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lehnten Besoldungserh.hungen – auch vor

dem Hintergrund der zum Teil wieder verl(n-

gerten Arbeitszeiten f6r Beamte – moderat.

Die D(mpfung des jahresdurchschnittlichen

Ausgabenanstiegs f6r die Aktivenbez6ge auf
1,2% seit 1995 konnte dennoch nur 6ber einen

Personalabbau von j(hrlich 11,2% erreicht wer-

den.2) Hiervon waren – in unterschiedlichem

Ausmaß – alle gr.ßeren Aufgabenbereiche be-

troffen. Vor allem in den letzten beiden Jahren

wurden allerdings in vielen L(ndern die Schu-

len und zum Teil auch die Polizei wieder mit

neuen Stellen ausgestattet. Der Personalabbau

wurde dadurch verlangsamt.

Die Versorgungsausgaben wuchsen seit 1995

wegen der deutlich steigenden Zahl der Pensio-

n(re um jahresdurchschnittlich gut 4%. Sie

hatten im Jahr 2000 schon einen Anteil von

einem F6nftel an den gesamten Personalaus-

gaben. Diese sind somit trotz der Einspar-

erfolge bei den Aktiven um jahresdurchschnitt-

lich 11,4% gestiegen. Durch die stark steigende

Zahl von Pension(ren zeichnet sich eine gravie-

rende langfristige Belastung der L(nderhaus-

halte ab. Seit 1999 wird zwar f6r deren Finan-

zierung eine R6cklage gebildet, in die bis 2013

von jeder Anhebung der Bez6ge und Versor-

gungsleistungen zus(tzlich 0,2 Prozentpunkte

eingestellt werden. Mit diesem Schritt kann

aber nur ein Teil des Belastungsanstiegs aufge-

fangen werden.

Die Zunahme der Zuweisungen an andere Ge-

bietsk.rperschaften, auf die gut ein F6nftel der

L(nderausgaben entf(llt, wurde noch enger

begrenzt als die der Personalausgaben. Diese

Zahlungen gehen zu mehr als 90% an die

Gemeinden. Sie werden zu einem Großteil aus

dem Steuerverbund gespeist, den die L(nder

mit ihren Gemeinden vor allem bei den großen

Gemeinschaftsteuern bilden. Angesichts nur

gesetzlich ver(nderbarer Verbunds(tze folgen

solche Zuweisungen in der Regel der Entwick-

lung des Steueraufkommens. K6rzungen wur-

den vor allem bei den Zahlungen vorgenom-

men, die – wie die Investitionszuweisungen –

nicht derartigen Regelbindungen unterliegen.

Obwohl die L(nder ihre Gemeinden seit der

Umstellung des Kindergelds auf eine Verrech-

nung mit der Lohnsteuer im Jahr 1996 zus(tz-

lich f6r deren Steuerausf(lle kompensieren

(etwa 4 Mrd DM im Jahr 2000) und die Steuer-

einnahmen seit 1998 wieder st(rker gestiegen

sind, 6berschritten deshalb im letzten Jahr die

Veränderung gegenüber Vorjahr in %
%
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Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene
Schätzungen.
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gesamten Zahlungen an andere Gebietsk.rper-

schaften ihr Niveau von 1995 nur um 11,2%.

Die Zusch6sse der L(nder an den privaten Sek-

tor wuchsen zwar seit 1995 um jahresdurch-

schnittlich 21,2%. Dies hat die L(nderhaushalte

per saldo jedoch kaum belastet. Der Großteil

dieses Anstiegs liegt n(mlich in der Kompetenz-

6bertragung f6r den Personennahverkehr vom

Bund auf die L(nder im Rahmen der Bahnre-

form von 1996 begr6ndet. Die L(nder erhalten

hierf6r als Ausgleich vom Bund einen Anteil

an den Mineral.lsteuereinnahmen, der sich im

Jahr 2000 einschließlich weiterer, teilweise in-

vestiver Mittel f6r den .ffentlichen Personen-

nahverkehr auf gut 13 Mrd DM belief. Die lau-

fenden Transfers an private Haushalte, die vor

allem die vom Bund kofinanzierten Ausgaben

f6r Wohngeld, Zusch6sse im Rahmen der Aus-

bildungsf.rderung und Unterhaltsvorsch6sse

umfassen, nahmen bei großenteils unver(nder-

tem Leistungsrecht kaum zu.

Die Investitionsausgaben (ohne die Investiti-

onszusch6sse an die Gemeinden) wurden von

1996 bis 1999 sogar um 111,2% reduziert.

Erst im letzten Jahr haben sie wieder etwas

zugenommen. Ihr Anteil an den gesamten

Ausgaben hat sich damit gegen6ber 1995

um 11,2 Prozentpunkte auf nur noch gut

10% verringert. Die Bauausgaben lagen

zwar mit 111,2 Mrd DM auf dem Niveau von

1995. Deutlich r6ckl(ufig waren jedoch die

Investitionszusch6sse (um 3 Mrd DM auf

26 Mrd DM), die vor allem an Krankenh(user,

Bildungseinrichtungen, Wohnungsbaugesell-

schaften und in den Schienennahverkehr flie-

ßen. Außerdem ergab sich beim Grund-

st6ckserwerb ein R6ckgang, der allerdings

zum kleineren Teil auf die Ausgliederung von

Bauverwaltungsbetrieben aus den Landes-

haushalten zur6ckzuf6hren ist.

Belastet wurden die L(nderhaushalte durch

die bis 1999 gestiegenen Zinsausgaben. Zwar

konnte die Durchschnittsverzinsung der

Schulden durch das in den letzten Jahren an-

haltend niedrige Zinsniveau von reichlich

61,2% im Jahr 1995 auf gut 5 3,4% im vergan-

genen Jahr reduziert werden. Die weiterhin

stark steigenden Schulden zehrten diesen

Effekt aber auf, so dass die Zinsausgaben bis

1999 um fast 41,2% pro Jahr wuchsen.

Die Begrenzung des Ausgabenanstiegs wurde

bis 1997 dadurch 6berlagert, dass die Steuer-

einnahmen der L(nder weitgehend stagnier-

ten. Im Gefolge der Umstellung des (erh.h-

ten) Kindergelds auf eine Verrechnung mit

der Lohnsteuer und der vom Verfassungs-

gericht vorgegebenen deutlichen Anhebung

des Grundfreibetrags sanken die Einnahmen

der L(nder aus der Lohnsteuer im Jahr 1996

sogar kr(ftig. Als Ausgleich f6r die Steueraus-

f(lle durch die Kindergeldumstellung wurde

den L(ndern vom Bund jedoch ein um

51,2 Prozentpunkte h.herer Anteil an der Um-

satzsteuer zugestanden, aus dem allerdings

auch die Kommunen zu kompensieren sind.

Im Jahr 1997 spielte der weiterhin starke

R6ckgang der veranlagten Einkommensteuer

nicht zuletzt auf Grund der Sonderabschrei-

bungsm.glichkeiten in den neuen L(ndern

eine Rolle. Außerdem wurden die L(nder

durch das Auslaufen der Verm.gensteuer

– einer Entscheidung des Bundesverfassungs-

gerichts folgend – um fast 71,2 Mrd DM belas-

tet. Die als Ausgleich gedachten Anhebungen
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der Grunderwerbsteuer und der Erbschaft-

steuer wirkten sich teilweise erst mit einer

zeitlichen Verz.gerung aus und konnten des-

halb 1997 die Ausf(lle zun(chst nur zu gut

einem Drittel kompensieren.

Seit 1998 nahmen die Steuerertr(ge wieder

kr(ftig zu. Im Durchschnitt der letzten drei

Jahre stiegen sie um fast 41,2%. Allerdings hat

sich der Zuwachs im letzten Jahr infolge der

Senkung des Einkommensteuertarifs und eines

deutlichen R6ckgangs der Grunderwerbsteuer-

einnahmen auf Grund der nachlassenden Bau-

konjunktur wieder abgeschw(cht. Ausschlag-

gebend f6r die insgesamt g6nstigere Entwick-

lung in den letzten drei Jahren war zum einen

das allm(hliche Auslaufen der Sonderabschrei-

bungen f6r Investitionen in den neuen L(ndern

und die verbesserte Ertragssituation der Unter-

nehmen. Zum anderen erzielten die L(nder in

den letzten beiden Jahren auch aus der Um-

satzsteuer deutliche Mehreinnahmen. Zu

einem geringeren Teil beruhen diese aber auf

der als Ausgleich f6r die weitere Kindergeldan-

hebung gew(hrten Erh.hung des L(nder-

anteils an dieser Abgabe um einen weiteren

viertel Prozentpunkt im Jahr 2000. Nicht zu-

letzt auf Grund der zunehmenden Beteiligung

an der Umsatzsteuer hat sich der Anteil der

L(nder am gesamten Steueraufkommen

gegen6ber Mitte der neunziger Jahre etwas er-

h.ht (von 36,5% 1995 auf 37,4% im Jahr

20003)).

Angesichts der schwachen Steuerentwicklung

in der Mitte der neunziger Jahre versuchten

einige L(nder, Haushaltsl6cken durch Beteili-

gungsver(ußerungen zu schließen. Im Jahr

1997 erreichten diese Verk(ufe mit fast 101,2

Mrd DM ihren H.hepunkt, wobei Berlin und

Hamburg allein fast 6 Mrd DM beziehungs-

weise knapp 2 Mrd DM vereinnahmten. Bis

2000 gingen diese Ver(ußerungen auf knapp

51,2 Mrd DM zur6ck. Vor allem f6r das Land

Berlin, das seit der R6ckf6hrung der umfangrei-

chen Bundeshilfen nach der Vereinigung erheb-

Veränderung gegenüber Vorjahr in %
%

%

Ländersteuern

Umsatzsteuer

Einkommen- und
Körperschaftsteuer

Steuern insgesamt
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Quelle: Statistisches Bundesamt und Bun-
desministerium der Finanzen.
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Einnahmen und Ausgaben der L�nder

Position 1995 1996 1997 1998 1999 ts) 2000 ts)

Mrd DM
Einnahmen
Steuern 298,1 302,6 300,0 316,0 332,7 341,9
darunter:
Umsatzsteuer 96,4 110,6 112,4 111,7 117,4 121,2
Lohnsteuer 120,1 106,8 105,7 109,8 111,2 112,8
veranlagte Einkommensteuer 5,9 4,9 2,4 4,7 9,0 10,2
K(rperschaftsteuer und nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 17,5 21,4 24,0 29,5 32,9 36,3
L�ndersteuern 36,6 38,5 34,7 37,3 38,3 36,1
darunter:
Kraftfahrzeugsteuer 13,8 13,7 14,4 15,2 13,8 13,7
Verm(gensteuer 7,9 9,0 1,8 1,1 1,1 0,8
Erbschaftsteuer 3,5 4,1 4,1 4,8 6,0 5,8
Grunderwerbsteuer 6,1 6,4 9,1 10,8 11,8 9,9

Beteiligungsver�ußerungen 2,9 2,2 10,4 7,6 7,6 5,4
Zuweisungen von anderen Gebietsk(rperschaften 77,2 86,2 86,8 87,4 84,7 84,8
Sonstige Einnahmen 43,4 41,5 40,0 39,8 40,4 40,4

Insgesamt 421,7 432,5 437,1 450,8 465,4 472,5

Ausgaben

Personalausgaben 174,5 177,5 178,7 180,4 183,6 185,1
Aktivenbez-ge 143,6 145,5 145,2 145,7 147,6 147,4
Versorgungsleistungen 30,9 32,1 33,4 34,6 36,0 37,8

Laufender Sachaufwand 42,5 43,7 42,7 43,9 44,9 45,8
Laufende Zusch-sse 55,5 58,5 60,3 62,4 61,7 62,9
Zinsausgaben 31,3 33,0 35,0 36,3 37,3 37,2
Investive Ausgaben (soweit nicht an Gebietsk(rperschaften) 54,3 55,8 52,9 52,1 49,4 50,1
darunter: Bauausgaben 11,6 11,6 11,2 11,1 11,1 11,4
Zuweisungen an andere Gebietsk(rperschaften 108,7 110,6 105,7 103,6 106,6 110,3
darunter: Zuweisungen f-r Investitionen 25,1 26,0 24,3 23,9 23,1 23,9

Insgesamt 466,8 479,0 475,3 478,8 483,5 491,4

Finanzierungssaldo – 45,1 – 46,6 – 38,2 – 28,0 – 18,1 – 18,9

Ver�nderung gegen Vorjahr in %
Einnahmen

Steuern
10,1 1,5 – 0,8 5,3 5,3 2,8

darunter:
Umsatzsteuer 32,8 14,7 1,7 – 0,6 5,1 3,2
Lohnsteuer 6,1 – 11,1 – 1,0 3,9 1,3 1,4
veranlagte Einkommensteuer – 45,1 – 17,0 – 50,4 92,9 91,6 12,3
K(rperschaftsteuer und nicht veranlagte Steuern vom Ertrag – 6,1 22,1 12,1 22,9 11,7 10,2
L�ndersteuern 0,1 5,3 – 10,0 7,5 2,6 – 5,7
darunter:
Kraftfahrzeugsteuer – 2,6 – 0,5 4,9 5,2 – 9,3 – 0,3
Verm(gensteuer 18,5 15,0 – 80,6 – 39,5 – 1,1 – 19,3
Erbschaftsteuer 2,0 14,2 0,2 18,5 24,3 – 2,4
Grunderwerbsteuer – 13,7 5,3 42,8 17,9 10,1 – 16,1

Beteiligungsver�ußerungen – 19,7 – 23,8 365,8 – 27,1 0,6 – 29,1
Zuweisungen von anderen Gebietsk(rperschaften – 20,1 11,6 0,7 0,7 – 3,0 0,1
Sonstige Einnahmen 17,2 – 4,3 – 3,7 – 0,3 1,3 0,1

Insgesamt 3,3 2,6 1,1 3,1 3,2 1,5

Ausgaben

Personalausgaben 4,2 1,7 0,6 0,9 1,8 0,8
Aktivenbez-ge 4,0 1,3 – 0,2 0,3 1,3 – 0,2
Versorgungsleistungen 5,4 3,8 4,2 3,6 3,9 4,9

Laufender Sachaufwand 0,5 2,7 – 2,1 2,8 2,3 2,1
Laufende Zusch-sse 0,6 5,4 3,2 3,6 – 1,1 1,8
Zinsausgaben 5,2 5,3 6,2 3,7 2,6 – 0,2
Investive Ausgaben (soweit nicht an Gebietsk(rperschaften) 3,2 2,8 – 5,2 – 1,5 – 5,2 1,4
darunter: Bauausgaben 2,4 – 0,3 – 2,7 – 1,5 – 0,1 3,5
Zuweisungen an andere Gebietsk(rperschaften 2,9 1,7 – 4,4 – 2,0 2,8 3,5
darunter: Zuweisungen f-r Investitionen 3,8 3,5 – 6,5 – 1,6 – 3,2 3,2

Insgesamt 3,1 2,6 – 0,8 0,7 1,0 1,6

Quelle: Statistisches Bundesamt, Rechnungsergebnisse des (ffent-
lichen Gesamthaushalts, Steuerhaushalt. Bundesministerium der
Finanzen.
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liche Haushaltsprobleme hat, haben diese Er-

l.se weiterhin ein großes Gewicht. Noch immer

haben die L(nder umfangreiche Beteiligungen

in ihrem Besitz. Aus ordnungspolitischer Sicht

sind weitere Ver(ußerungen anzustreben, wo-

bei die Erl.se nicht zur Finanzierung zus(tz-

licher Ausgaben, sondern zur Verringerung der

Schuldenlasten verwendet werden sollten.

Zur Haushaltslage in den neuen Bundes-

l�ndern

Seit 1995 sind die neuen Bundesl(nder4) voll

in die allgemeinen Regelungen zur Steuerver-

teilung und zum Finanzausgleich einbezogen.

Die daraus resultierenden j(hrlichen Einnah-

men 6bertrafen die Ende 1994 ausgelaufenen

Zahlungen aus dem Fonds „Deutsche Einheit“

betr(chtlich. Ein Teil der Mehreinnahmen

wurde zwar an die ostdeutschen Kommunen

weitergegeben, doch konnte auch das Defizit

um 41,2 Mrd DM auf 12 Mrd DM im Jahr 1995

zur6ckgef6hrt werden. Trotz der in den fol-

genden Jahren erzielten Fortschritte beim Defi-

zitabbau waren im Jahr 2000 die Deckungs-

l6cken je Einwohner mit fast 550 DM noch

etwa drei Mal so hoch wie in den alten L(n-

dern. Allerdings gibt es auch im Osten deut-

liche Unterschiede zwischen den L(ndern. So

lag Sachsen sogar noch erheblich unter dem

westdeutschen Durchschnitt.

Die Gesamtausgaben je Einwohner 6bertra-

fen seit Mitte der neunziger Jahre das Niveau

der alten L(nder um ein Drittel. Diese Relation

wird aber durch die zu einem guten Teil vom

Bund finanzierten hohen Zuweisungen an die

steuerschwachen ostdeutschen Gemeinden

verzerrt.5) Ohne die Zahlungen an andere Ge-

bietsk.rperschaften lagen die Pro-Kopf-Aus-

gaben in den neuen L(ndern zuletzt um

knapp 10% 6ber denen im Westen.6)

Die Personalausgaben beliefen sich je Ein-

wohner vor allem dank bisher noch sehr nied-

riger Versorgungszahlungen f6r Pension(re7)

in % des westdeutschen Durchschnitts
%

1995

2000 ts)

Personal-
ausgaben

Zinsausgaben

Investitions-
ausgaben

Zuweisungen an
Gebietskörperschaften

Ausgaben
Insgesamt

Pro-Kopf-Ausgaben
der ostdeutschen Länder
1995 und 2000

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene
Schätzungen.
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4 Berlin wird im Rahmen dieses Berichts den alten L(n-
dern zugeordnet.
5 Die Zuweisungen an die Gemeinden waren je Einwoh-
ner zuletzt gut doppelt so hoch wie im Westen.
6 Bei den Ausgaben- und Einnahmenniveaus der Kern-
haushalte ist stets zu bedenken, dass sie durch l(nder-
weise unterschiedliche Aufgabenverlagerungen auf die
Kommunen (die bei den Stadtstaaten voll der L(nder-
ebene zugerechnet werden) oder auf den Unterneh-
menssektor verzerrt sein k.nnen.
7 Die neuen L(nder m6ssen allerdings f6r die in Sonder-
und Zusatzversorgungssystemen der DDR abgesicherten
Rentner Zahlungen an den Bund leisten. Rechnet man
diese Betr(ge zu den eigentlichen Versorgungszahlungen
hinzu, betrugen diese Ausgaben je Einwohner im Jahr
1999 gut 45% statt der finanzstatistisch ausgewiesenen
5% des Westniveaus.

Auch nach
Einbeziehung in
den Finanzaus-
gleich noch
h0here Defizite

Ausgaben je
Einwohner
deutlich h0her

Niedrigere
Personalaus-
gaben durch
Versorgungs-
aufwendungen
bedingt
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zuletzt auf gut vier F6nftel des Westniveaus.

Zwar werden die neuen Bundesl(nder auch

durch das im Jahresdurchschnitt 2000 noch

um etwa 13% niedrigere Tarifniveau ent-

lastet. Doch sind die Ausgaben f6r die Be-

sch(ftigten (also ohne Versorgungsaufwand)

je Einwohner seit Mitte der neunziger Jahre

st(rker gestiegen als im Westen und 6bertra-

fen das dortige Niveau sogar zuletzt um 6%.

Die kr(ftigeren Einkommenssteigerungen

konnten durch den Personalabbau, der mit

jahresdurchschnittlich knapp 21,2% fast dop-

pelt so stark wie im Westen ausfiel, nicht

kompensiert werden. Die Zahl der Landesbe-

diensteten je Einwohner liegt noch immer um

ein Siebtel 6ber dem Vergleichswert in den al-

ten Bundesl(ndern8) und d6rfte weiteres Ein-

sparpotenzial bergen.

Die investiven Ausgaben je Einwohner (ohne

die Investitionszuweisungen an die Gemein-

den) waren zwar etwas niedriger als 1995,

aber noch immer zweieinhalb Mal so hoch

wie in den alten Bundesl(ndern. Ein Großteil

der Zahlungen wird f6r Investitionszusch6sse

verwendet. Dabei besitzt die Unterst6tzung

betrieblicher Investitionen im Rahmen der Re-

gionalf.rderung ein relativ großes Gewicht.

Daneben sind auch die Investitionszusch6sse

f6r Krankenh(user und den Wohnungsbau

bedeutsam, wobei der Sonderbedarf in

diesen Bereichen wegen des erreichten Aus-

stattungsniveaus langsam auslaufen d6rfte.

Noch immer beeintr(chtigen allerdings

L6cken in der Infrastrukturausstattung beson-

ders im Verkehrsbereich die Entwicklung der

ostdeutschen Wirtschaft.

Die Zinsbelastungen je Einwohner erreichen

inzwischen in den 1991 noch nahezu schul-

denfreien neuen L(ndern infolge des dort

weitaus h.heren Gewichts der Kreditauf-

nahme schon gut 90% des Westniveaus,

nachdem sie im Jahr 1995 noch bei knapp

60% gelegen hatten. Die Schulden der

neuen L(nder je Einwohner entsprachen im

Jahr 2000 sogar schon fast dem Stand im

Westen.

Die Einnahmen je Einwohner 6bertrafen zu-

letzt mit 7 000 DM ebenfalls das Vergleichs-

niveau im Westen, und zwar um gut ein Vier-

tel. Ausschlaggebend hierf6r sind die um-

in % des westdeutschen Durchschnitts
%

1995

2000 ts)

Steuer-
einnahmen

Einnahmen
von Gebiets-
körperschaften

Einnahmen
insgesamt

Pro-Kopf-Einnahmen
der ostdeutschen Länder
1995 und 2000

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene
Schätzungen.
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8 In der Personalstandstatistik wird Ost-Berlin den neuen
L(ndern zugerechnet. Da unter den Landesbediensteten
im Osten der Anteil der Teilzeitbesch(ftigten um etwa
zehn Prozentpunkte niedriger als in den alten L(ndern
liegt, wird der Unterschied in der Personalausstattung in
diesem Vergleich sogar noch unterzeichnet.

Investitionen
noch immer
gewichtig

Zinsausgaben
fast schon auf
Westniveau
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Transfers
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fangreichen Transfers vom Bund, die zusam-

men mit den Leistungen der westdeutschen

L(nder knapp 45% der Einnahmen aus-

machen und bislang nur bis Ende 2004 fest-

geschrieben sind.

Die Steuereinnahmen je Einwohner betrugen

im Jahr 2000 fast 3 600 DM oder 84% des

Westniveaus. Die aus der regionalen Wirt-

schaftst(tigkeit entstehende origin(re Steuer-

kraft wird mit dieser Zahl aber weit 6ber-

zeichnet, da sie neben der nach der Einwoh-

nerzahl erfolgenden allgemeinen Umsatz-

steuerverteilung auch die Transfers im Rah-

men des Vorwegausgleichs bei dieser Steuer

umfasst. Beide Komponenten f6hrten im letz-

ten Jahr zusammen zu Einnahmen von 2 750

DM je Einwohner. Misst man die Steuerkraft

allein an der Einkommen- und der K.rper-

schaftsteuer,9) ergibt sich eine deutlich

schlechtere Relation. Mit einem Pro-Kopf-

Aufkommen von gut 650 DM wurde im Jahr

2000 lediglich ein Viertel des Niveaus in den

westdeutschen L(ndern erreicht. 1995 hatte

dieser Wert noch bei gut 30% gelegen. Ein

Aufholen in der origin(ren Steuerkraft war in

den letzten Jahren mithin nicht zu beobach-

ten, wobei nicht zuletzt die ung6nstigere Be-

sch(ftigungsentwicklung eine Rolle spielte.

Die ostdeutschen L(nder werden deshalb

auch nach 2004 noch auf erhebliche Trans-

fers angewiesen sein.

Zur Diskussion um den L�nderfinanz-

ausgleich

Die deutsche Finanzverfassung r(umt den

L(ndern keine M.glichkeiten ein, ihre Einnah-

men durch Steuer(nderungen dem jeweiligen

Finanzbedarf anzupassen. Zugleich wird im

Grundgesetz auch das Kriterium einheitlicher

Lebensverh(ltnisse angesprochen. Unter

diesen Rahmenbedingungen k.nnen Finanz-

hilfen an „arme“ L(nder erforderlich sein, da-

mit diese ihren B6rgern eine vergleichbare

Versorgung mit .ffentlichen Leistungen bie-

ten k.nnen. Diese regionale Umverteilung

wird in Deutschland durch einen mehrstu-

figen Finanzausgleich erreicht.

Der seit 1995 in seiner heutigen Form prakti-

zierte L(nderfinanzausgleich im weiteren

Sinne korrigiert die Finanzkraft der L(nder in

drei Stufen. Die erste umfasst den Umsatz-

steuervorwegausgleich mit einem Umvertei-

lungsvolumen von 17 Mrd DM im Jahr 2000.

Hiermit werden L(nder, die weniger als 92%

der durchschnittlichen Steuereinnahmen

(ohne Umsatz- und Gemeindesteuern) pro

Einwohner erzielen, auf dieses Niveau ange-

hoben. F6r diesen Ausgleich ist bis zu einem

Viertel des gesamten L(nderanteils an der

Umsatzsteuer reserviert, bevor der Restbetrag

– ebenfalls abweichend vom .rtlichen Auf-

kommen – nach der Einwohnerzahl auf die

einzelnen L(nder verteilt wird.10) Im anschlie-

ßenden L(nderfinanzausgleich im engeren

9 Zu Grunde gelegt wurde das .rtliche Lohnsteuerauf-
kommen vor dem Kindergeldabzug. Bei der veranlagten
Einkommensteuer ebenso wie bei den nicht veranlagten
Steuern vom Ertrag sowie der K.rperschaftsteuer wurden
Erstattungen einbezogen. Beim Zinsabschlag und bei der
K.rperschaftsteuer wurde die Zerlegung ber6cksichtigt.
10 Auch im Rahmen der Steuerzerlegung erfolgt eine
Umverteilung gegen6ber dem .rtlichen Aufkommen.
W(hrend sich die Zerlegung der Lohnsteuer nach dem
Wohnsitz des Steuerpflichtigen richtet und insoweit vom
Ort der Einkommensentstehung abweichen kann, orien-
tiert sich die Zerlegung der K.rperschaft- und der Gewer-
besteuer mit der Aufteilung nach Betriebsst(tten eher an
der origin(ren Wirtschaftskraft.

Noch immer
sehr niedrige
origin�re
Steuerkraft

Finanzausgleich
zur Ann�he-
rung der
Lebensverh�lt-
nisse

Verschiedene
Finanzaus-
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Sinne wird ein unterdurchschnittliches Steuer-

aufkommen (einschließlich Umsatzsteuer und

der zur H(lfte ber6cksichtigten, vor allem um

Hebesatzunterschiede bereinigten Gemeinde-

steuern) bis auf 95% des Durchschnitts – der

Ausgleichsmesszahl – aufgef6llt (Volumen im

Jahr 2000 gut 16 Mrd DM). Dabei werden Er-

tr(ge aus F.rderabgaben den Steuereinnah-

men hinzugesetzt und pauschalierte Kosten

f6r Seeh(fen davon abgezogen. Außerdem

wird den Stadtstaaten ein um 35% h.herer

Finanzbedarf je Einwohner zugestanden. Der

Ausgleichstarif sieht einen Anstieg der margi-

nalen Absch.pfungss(tze f6r die 6berdurch-

schnittlich finanzstarken L(nder auf 80%

vor, sobald die Ausgleichsmesszahl um 10%

6berschritten wird. Abschließend erfolgt in

einer dritten Stufe ein vertikaler Finanz-

ausgleich. Dabei gew(hrt der Bund den

„leistungsschwachen“ L(ndern Fehlbetrags-

Erg(nzungszuweisungen, womit die Steuer-

kraft dieser L(nder auf ein Niveau von 99,5%

der Ausgleichsmesszahl – also fast vollst(ndig

bis an den L(nderdurchschnitt – angehoben

wird. Hinzu kommen Zuweisungen des Bun-

des f6r verschiedene Arten von Sonderbedar-

fen, mit denen sich die Finanzkraftreihenfolge

unter den L(ndern letztlich sogar umkehren

kann (Gesamtvolumen der dritten Stufe gut

26 Mrd DM im Jahr 2000).

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-

richts vom November 1999 ist das bisherige

Finanzausgleichsgesetz nur noch f6r eine

Kbergangszeit anwendbar, weil es die im

Grundgesetz unbestimmten Rechtsbegriffe

der Finanzverfassung nicht hinreichend pr(zi-

siert. Die bisherigen Regelungen gelten nur

Finanzkraft der Bundesl�nder vor und nach Finanzausgleich im Jahr 2000 *)

in %

Bundesl�nder
ohne Umsatz-
steuer 1) vor LFA 2) nach LFA

nach Fehl-
betrags-BEZ

nach Sonder-
bedarfs-BEZ 3)

Westdeutsche Fl�chenl�nder
Hessen 142,9 122,4 103,8 101,9 97,3
Baden-W-rttemberg 121,2 109,1 101,3 99,5 95,0
Bayern 120,9 107,4 100,9 99,1 94,6
Nordrhein-Westfalen 113,7 102,9 100,4 98,5 94,1
Schleswig-Holstein 93,3 90,2 93,0 95,1 92,7
Rheinland-Pfalz 92,9 88,8 92,8 95,5 93,3
Niedersachsen 86,8 89,8 92,8 95,4 91,7
Saarland 77,4 86,6 93,0 95,7 114,3

Stadtstaaten
Hamburg 184,2 149,9 136,4 133,9 127,9
Bremen 103,2 95,1 122,8 125,7 172,6
Berlin 93,9 89,4 123,7 127,2 138,3

Alte Bundesl�nder zusammen 113,7 103,7 101,5 100,9 98,3

Brandenburg 37,2 82,2 92,4 95,0 107,0
Mecklenburg-Vorpommern 35,0 81,1 92,7 95,3 109,1
Sachsen 33,9 82,1 93,1 95,7 107,6
Th-ringen 30,4 81,4 92,7 95,4 108,6
Sachsen-Anhalt 29,6 81,8 93,0 95,7 109,1

Neue Bundesl�nder zusammen 33,2 81,8 92,8 95,5 108,2
Insgesamt 100 100 100 100 100

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, teilweise eigene
Berechnungen. — * Finanzkraft je Einwohner in % des ge-
samtdeutschen Durchschnitts. Der im L�nderfinanzaus-
gleich verwendete Maßstab gewichtet u.a. die Einwohner
der Stadtstaaten, aber auch der gr(ßeren Kommunen in
den Fl�chenl�ndern h(her („Einwohnerveredelung“). Be-
zogen auf die tats�chliche Einwohnerzahl bestehen somit
auch nach dem L�nderfinanzausgleich Finanzkraftunter-
schiede zwischen den Nehmerl�ndern fort. — 1 Anteile
der L�nder an den Gemeinschaftsteuern (ohne Umsatz-

steuer) sowie L�ndersteuern nach (rtlichem Aufkom-
men. — 2 Nach Verteilung der Umsatzsteuereinnahmen,
einschl. der anteilig zu ber-cksichtigenden Steuerein-
nahmen der Gemeinden, vor Finanzausgleich unter den
L�ndern. — 3 Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungszuwei-
sungen werden gezahlt f-r die neuen L�nder (einschl.
Berlin), an kleine L�nder wegen relativ h(herer Kosten
der politischen F-hrung, an vor der Vereinigung als
finanzschwach eingestufte westdeutsche L�nder sowie
als Sanierungshilfen an Bremen und das Saarland.
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dann bis Ende 2004 weiter, wenn bis Ende

2002 ein Maßst(begesetz verabschiedet wird,

das diese L6cke schließt. Auf dieser Grund-

lage ist dann bis Ende 2004 ein neues Finanz-

ausgleichsgesetz vorzulegen. Materielle Um-

gestaltungen des Finanzausgleichs wurden

jedoch nicht direkt eingefordert.

Der wichtigste Mangel des bisherigen Aus-

gleichsmechanismus liegt in der weitgehen-

den Nivellierung von Steuerkraftunterschie-

den. Hierdurch wird das Interesse sowohl der

Zahler- als auch der Nehmerl(nder daran ge-

schw(cht, ihre Wirtschafts- und Steuerkraft

durch eigene Anstrengungen zu erh.hen und

die vorhandenen Steuerquellen auszusch.p-

fen. Im Mittelpunkt einer Reform des Finanz-

ausgleichs, die unter f.deralen Effizienzge-

sichtspunkten die Eigenverantwortung der

einzelnen Gebietsk.rperschaften zu st(rken

h(tte, sollte deshalb eine deutliche Abfla-

chung des bisherigen Ausgleichstarifs und ein

Verzicht auf Mindestauff6llniveaus stehen.

Der von der Bundesregierung vorgelegte Ent-

wurf eines Maßst(begesetzes zielt in diese

Richtung. Allerdings ist die Flexibilit(t der L(n-

derhaushalte auf der Ausgabenseite kurzfris-

tig relativ eng begrenzt, so dass Nnderungen

des Transfervolumens zeitlich gestreckt wer-

den m6ssten.

Ein besonders strittiger Punkt ist der Grad der

Anrechnung kommunaler Steuereinnahmen.

Da die L(nder 6ber den kommunalen Finanz-

ausgleich eine angemessene Finanzausstat-

tung ihrer Kommunen herstellen m6ssen, er-

scheint eine weiter gehende Einbeziehung

der kommunalen Steuereinnahmen in den

L(nderfinanzausgleich grunds(tzlich gerecht-

fertigt. Hierdurch w6rde sich freilich dessen

Ausgleichsintensit(t noch vergr.ßern. Bei

weiterhin hohen marginalen Absch.pfungs-

raten w6rde dann das Risiko zunehmen, dass

Mehreinnahmen etwa bei der Lohnsteuer die

L(nderhaushalte f6r sich genommen letztlich

sogar netto belasten, wenn dies nicht 6ber

Eingriffe in den kommunalen Finanzausgleich

kompensiert wird. Um die bisherigen Fehlan-

reize zu vermindern, k(me es bei einer st(rke-

ren Einbeziehung der kommunalen Steuerein-

nahmen umso mehr auf eine sp6rbare Sen-

kung der Grenzbelastung durch den Aus-

gleichstarif an.

Ein Mehrbedarf der Stadtstaaten gegen6ber

den Fl(chenl(ndern wird damit begr6ndet,

dass Erstere f6r das Umland wichtige zentral-

.rtliche Funktionen erf6llen, jedoch durch die

Lohnsteuerzerlegung einen erheblichen Teil

ihres Steueraufkommens an das Umland ver-

lieren. Eine h.here Einwohnergewichtung ist

eine M.glichkeit, diese Effekte zu kompensie-

ren.11) Ihr Ausmaß ist aber strittig; nach dem

Urteil des Bundesverfassungsgerichts muss

die bisherige Einwohnergewichtung jeden-

falls 6berpr6ft werden. Dies gilt auch f6r

andere m.gliche strukturelle Mehrbedarfe

wie etwa in besonders bev.lkerungsarmen

Regionen. Grunds(tzlich sollte hier ein sehr

restriktiver Maßstab angelegt werden, weil

die Anerkennung eines Mehrbedarfs leicht

zur Reklamierung anderer ausgleichspflichti-

ger Sondertatbest(nde f6hrt. Damit best6nde

die Gefahr, dass das System des Finanzaus-

11 Eine zielgerechtere Alternative hierzu k.nnte darin be-
stehen, die Lohnsteuerverteilung nicht nur am Wohnsitz
zu orientieren, sondern teilweise auch am Sitz der
Arbeitsst(tte.
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Haushaltskennzahlen der Bundesl�nder nach den viertelj�hrlichen
Kassenergebnissen 2000

in Tausend DM je Einwohner

Baden-
W-rttem-
berg Bayern

Branden-
burg Hessen

Mecklen-
burg-Vor-
pommern

Nieder-
sachsen

Nordrhein-
Westfalen

Rheinland-
Pfalz Saarland

L�nderfinanzausgleich – 0,37 – 0,31 0,49 – 0,88 0,55 0,14 – 0,12 0,19 0,31

Saldo der L�nderhaushalte – 0,13 0,15 – 0,34 – 0,14 – 0,70 – 0,23 – 0,24 – 0,23 0,20
einschl. Gemeinden 0,02 0,17 – 0,36 0,07 – 0,65 – 0,20 – 0,21 – 0,31 0,01

Gesamteinnahmen 5,51 5,35 6,95 5,74 7,10 4,91 4,78 5,21 6,17
einschl. Gemeinden 7,89 8,07 8,61 8,89 8,71 7,16 7,73 7,11 7,89

Gesamtausgaben 5,64 5,20 7,29 5,88 7,80 5,14 5,02 5,45 5,97
einschl. Gemeinden 7,87 7,90 8,97 8,81 9,36 7,36 7,94 7,42 7,89

Personalausgaben 2,21 2,14 1,81 2,25 2,08 2,12 2,06 2,21 2,35
einschl. Gemeinden 3,19 3,08 2,96 3,29 3,11 3,06 3,17 3,09 3,25

Zinsausgaben 0,30 0,16 0,51 0,41 0,48 0,51 0,47 0,50 0,73
einschl. Gemeinden 0,37 0,27 0,59 0,58 0,60 0,65 0,64 0,64 0,88

Investitionen 0,42 0,54 0,84 0,33 1,23 0,40 0,30 0,40 0,57
einschl. Gemeinden 1,25 1,54 1,81 0,97 2,08 0,96 0,84 1,04 0,88

Schulden 5,50 2,88 9,92 7,25 8,56 8,57 8,33 8,93 11,24
einschl. Gemeinden 6,81 4,87 11,00 9,51 10,47 10,44 11,06 10,96 13,14

Nachr.: Mio. Einwohner 1) 10,5 12,2 2,6 6,1 1,8 7,9 18,0 4,0 1,1

Sachsen
Sachsen-
Anhalt

Schleswig-
Holstein Th-ringen

Fl�chen-
l�nder
insgesamt Berlin Bremen Hamburg

Deutsch-
land
insgesamt

L�nderfinanzausgleich 0,52 0,53 0,13 0,54 – 0,07 1,63 1,32 – 0,64 0,00

Saldo der L�nderhaushalte – 0,11 – 0,63 – 0,25 – 0,59 – 0,18
einschl. Gemeinden – 0,08 – 0,63 – 0,23 – 0,55 – 0,13 – 1,48 – 0,43 – 0,78 – 0,20

Gesamteinnahmen 6,99 7,13 5,06 7,17 5,53
einschl. Gemeinden 8,58 8,58 7,28 8,46 7,95 10,60 11,76 10,33 8,14

Gesamtausgaben 7,10 7,76 5,31 7,76 5,71
einschl. Gemeinden 8,66 9,21 7,51 9,01 8,08 12,08 12,19 11,12 8,34

Personalausgaben 1,79 2,07 2,11 1,95 2,10
einschl. Gemeinden 2,78 3,26 3,05 2,93 3,11 4,13 3,89 3,67 3,17

Zinsausgaben 0,25 0,52 0,63 0,45 0,40
einschl. Gemeinden 0,38 0,65 0,72 0,58 0,53 1,12 1,51 1,11 0,57

Investitionen 1,34 1,15 0,31 1,19 0,54
einschl. Gemeinden 2,19 2,07 0,97 1,99 1,26 1,28 1,85 1,11 1,27

Schulden 4,43 10,08 10,89 8,87 7,09
einschl. Gemeinden 6,87 12,47 12,49 11,10 9,17 19,34 25,19 19,03 9,92

Nachr.: Mio. Einwohner 1) 4,4 2,6 2,8 2,4 76,4 3,4 0,7 1,7 82,2

1 Stand 30. Juni 2000. Quelle: Statistisches Bundesamt.
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gleichs immer willk6rlicher und undurch-

schaubarer wird.

Hinsichtlich der Bundeserg(nzungszuweisun-

gen verlangt das Bundesverfassungsgericht

eine deutliche Begrenzung des Umvertei-

lungsvolumens, das – im Widerspruch zur

nachrangigen Funktion dieser Zahlungen –

weit 6ber das des L(nderfinanzausgleichs im

engeren Sinne hinausgeht. Dieses Missver-

h(ltnis l(sst sich nur vor6bergehend mit den

aus der Vereinigung resultierenden Belastun-

gen rechtfertigen. Eine deutliche Absenkung

der Fehlbetrags-Erg(nzungszuweisungen er-

scheint grunds(tzlich geboten. Außerdem

kann es nur bei gravierenden und im Einzel-

nen nachzuweisenden Sonderlasten einzelner

L(nder gerechtfertigt sein, deren Finanzkraft

6ber Sonderbedarfs-Erg(nzungszuweisungen

anzuheben. Dabei sollte der Ausnahmecha-

rakter dieser Zuweisungen durch eine ver-

sch(rfte Begr6ndungspflicht, eine zeitliche

Befristung und eine degressive Ausgestaltung

untermauert werden. Der von der Bundesre-

gierung vorgelegte Entwurf eines Maßst(be-

gesetzes zielt in diese Richtung. Unter den

speziellen Bundeszuweisungen erscheinen

die bisherigen Transfers zum Ausgleich eines

h.heren Bedarfs f6r die politische F6hrung

kleiner L(nder problematisch. So ist nur

schwer zu vermitteln, dass diese Zuweisun-

gen mehr als der H(lfte der L(nder zugute

kommen, wobei der Betrag mit der Gr.ße

des Landes sogar noch steigt. Auch die Sanie-

rungshilfen, die der Bund auf Grund einer

1992 vom Bundesverfassungsgericht festge-

stellten Haushaltsnotlage Bremen und dem

Saarland gew(hrt, sind unter Anreizgesichts-

punkten diskussionsw6rdig. Immerhin sind

diese Leistungen degressiv gestaffelt und lau-

fen – wie die Kbergangszuweisungen an ei-

nige finanzschwache westdeutsche L(nder –

Ende 2004 aus.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahrzehnte

haben gezeigt, dass durch die Dominanz des

Steuerverbundes und das erhebliche Gewicht

von Mischfinanzierungstatbest(nden die Ver-

antwortlichkeiten zwischen den Gebietsk.r-

perschaften verwischt werden. Deshalb w(re

eine wieder eindeutigere Aufgabenzuwei-

sung anzustreben, wobei Kompetenzen im

Sinne des Subsidiarit(tsprinzips m.glichst de-

zentral angesiedelt werden sollten. Außer-

dem erscheint es sinnvoll, den L(ndern eine

begrenzte Steuerautonomie einzur(umen,

zum Beispiel in Form eines Zuschlagsrechts

bei Gemeinschaftsteuern oder einer Gesetz-

gebungskompetenz f6r ihre eigenen Steuern.

Insgesamt sollte es das Ziel sein, die Eigenver-

antwortung der einzelnen Gebietsk.rper-

schaften so weit zu st(rken, dass der Zusam-

menhang zwischen den staatlichen Aufgaben

und der Steuerlast f6r den B6rger wieder

sichtbarer wird. Dies w6rde einen sparsame-

ren Umgang mit .ffentlichen Mitteln f.rdern.

Zur Finanzlage der einzelnen L�nder

Trotz der weitgehenden Steuerkraftnivellierung

durch den Finanzausgleich ist die derzeitige

Finanzlage der L(nder sehr unterschiedlich.

Nimmt man die Position im L(nderfinanz-

ausgleich als Maßstab, so sind die Geberl(nder

Hessen, Hamburg, Baden-W6rttemberg,

Bayern und Nordrhein-Westfalen zumindest

vor dem Ausgleich als finanzstark einzustu-

Umgestaltun-
gen auch bei
Bundeshilfen

Weiter gehende
Reformen w$n-
schenswert

Stellung im
L�nderfinanz-
ausgleich
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fen. Die anderen elf L(nder bezogen dagegen

Ausgleichszahlungen und w(ren demnach als

finanzschwach anzusehen. Die Stellung im

L(nderfinanzausgleich, die auf die Steuerkraft

abstellt, erlaubt aber noch keine R6ckschl6sse

auf die relative H.he der Defizite, Gesamtein-

nahmen und Ausgaben.

So hatte das Empf(ngerland Sachsen zuletzt

je Einwohner (hnlich niedrige Defizite wie die

Geberl(nder Baden-W6rttemberg und Hes-

sen. Unter den 6berdurchschnittlich defizit(-

ren L(ndern finden sich auch ausgleichs-

pflichtige (siehe dazu auch die Tabelle auf

S. 70). Die Gesamteinnahmen der ausgleichs-

berechtigten L(nder liegen nicht durchweg

unter dem Niveau der Zahlerl(nder. Neben

den im Finanzausgleich nicht ber6cksichtig-

ten Einnahmen wie Verm.gensver(ußerun-

gen und Geb6hren sind daf6r im Wesent-

lichen die Bundeserg(nzungszuweisungen

verantwortlich, die speziell den ostdeutschen

L(ndern zu einem Vorsprung verhelfen. Die

Sonderstellung der Stadtstaaten erkl(rt sich

vor allem durch die „Einwohnerveredelung“

im L(nderfinanzausgleich. Rechnet man bei

den Fl(chenl(ndern die Einnahmen der Ge-

meinden hinzu, verbleiben immer noch

Mehreinnahmen der Stadtstaaten von insge-

samt einem Drittel.

Bei den Gesamtausgaben je Einwohner f(llt

ebenfalls der deutliche Vorsprung der Stadt-

staaten auf, der sich auch bei Hinzurechnung

der Gemeinden der anderen L(nder nur be-

grenzt verringert. Hier wirken sich die zentral-

.rtlichen Funktionen sowie weit 6berdurch-

schnittliche Ausgaben f6r die soziale Siche-

rung aus. Auch bei den Personalausgaben

verzeichnen die Stadtstaaten die h.chsten

Werte.12) Das Ausgabenniveau der ostdeut-

schen L(nder ist ebenfalls sehr hoch, wof6r

die Zuweisungen an die Gemeinden aus-

schlaggebend sind. Bei den westdeutschen

Fl(chenl(ndern ist bemerkenswert, dass die

Ausgaben pro Einwohner in den meisten

Empf(ngerl(ndern h.her sind als in den Ge-

berl(ndern, sofern bei diesen die Finanzaus-

gleichsleistungen abgezogen werden.

Auch bei den Zinsausgaben bestehen erheb-

liche Unterschiede. Die diesbez6glichen Auf-

wendungen der Stadtstaaten lagen ebenfalls

weit 6ber dem Bundesdurchschnitt. Die

Mehrkosten durch hohe Verschuldung in fr6-

heren Jahren beliefen sich im Vergleich zum

gesamten Bundesgebiet (einschl. Gemeinden)

in Bremen trotz der seit 1994 gew(hrten

Sanierungshilfen noch immer auf mehr als
1,2 Mrd DM, in Hamburg auf fast 1 Mrd DM

und in Berlin auf knapp 2 Mrd DM. Auf der

anderen Seite erspart sich Bayern durch sei-

nen niedrigen Schuldenstand etwa 3 Mrd DM

Zinsausgaben gegen6ber dem Durchschnitt.

Bei den Investitionsausgaben haben die ost-

deutschen L(nder zum Abbau des Nachhol-

bedarfs einen sehr großen Vorsprung. Unter

den westdeutschen Fl(chenl(ndern erreichen

nur das durch den niedrigen Schuldenstand

entlastete Bayern und das Saarland, das von

den Sanierungszuweisungen des Bundes pro-

fitiert, noch etwa den gesamtdeutschen

Durchschnitt der Fl(chenl(nder.

12 So belasteten im Jahr 1998 die Sozialaufwendungen
das Land Berlin gegen6ber dem L(nderdurchschnitt
(einschl. Gemeinden) um gut 41,2 Mrd DM zus(tzlich. Bei
den Personalausgaben belief sich diese Differenz zuletzt
auf gut 3 Mrd DM.

Defizite und
Einnahmen

Ausgaben
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Zur „Modernisierung“ der L�nderverwaltungen

Nachdem viele Gemeinden schon zu Beginn
der neunziger Jahre Reformen eingeleitet
hatten, um die Wirtschaftlichkeit ihres Leis-
tungsangebots zu steigern, erproben nun
auch einige L�nder vergleichbare Modelle.
Der Grundgedanke dieser neuen Steuerungs-
modelle besteht darin, von der bisher -bli-
chen Lenkung der Verwaltung -ber zentral
detailliert festgelegte Mittelzuf-hrungen
(„Inputsteuerung“) abzur-cken und vorran-
gig Vorgaben f-r die zu erbringenden Leis-
tungen zu machen („Outputsteuerung“).
Jber die konkrete Aufteilung der zur Zieler-
reichung zur Verf-gung gestellten Mittel soll
dann dezentral entschieden werden, da hier
die Einsparpotenziale am besten bekannt
sind und bei einer Beteiligung an den Einspar-
erfolgen auch konsequent genutzt werden
d-rften. Wenn die Kosten der Leistungser-
bringung transparent gemacht werden k(n-
nen, deckt auch schon ein Vergleich mit ande-
ren L�ndern Einsparm(glichkeiten auf.

Die Definition vor allem der Qualit�tsstan-
dards der zu erbringenden Leistungen berei-
tet aber oftmals Schwierigkeiten. So l�sst sich
das Produkt einer Bildungseinrichtung nur
begrenzt beurteilen. Gleichwohl verspricht
bereits die Einf-hrung von Teilen der Reform-
modelle wie der Budgetierung mit dezentra-
len Entscheidungskompetenzen Effizienzge-
winne.

In einigen L�ndern wurden solche Reform-
ans�tze bereits im Personalsektor umgesetzt
oder zumindest erprobt. In Hessen d-rfte
Zwischenberichten zufolge im ersten Jahr ein
merkliches Einsparvolumen erreicht worden
sein. Ein weiteres Anwachsen der Entlastun-
gen wird in den n�chsten Jahren erwartet.

Daneben wird in zunehmendem Maße auch
auf die Kosten- und Leistungsrechnung zu-
r-ckgegriffen. Damit soll die Wirtschaftlich-

keit des Verwaltungshandelns transparenter
gemacht und gesteigert werden. In Hessen
und Bremen erfolgt in einem noch weiter
gehenden Schritt die Einf-hrung der kauf-
m�nnischen Buchf-hrung. Bei einer vollst�n-
digen Umsetzung muss auch die Verm(gens-
position und damit bei schlechter Wirt-
schaftsf-hrung der Verm(gensverzehr auf-
gedeckt werden. Um auch zuk-nftig statis-
tisch ein differenziertes Gesamtbild von den
(ffentlichen Finanzen zu erm(glichen, m-s-
sen allerdings weiterhin Daten gemeldet wer-
den, die mit den noch vorherrschenden kame-
ralistischen Angaben in den verschiedenen
Untergliederungen zusammengefasst werden
k(nnen.

Von zunehmender Bedeutung sind auch Aus-
gliederungen von Betrieben aus den Kern-
haushalten, die besonders darauf abzielen,
kostensenkende Verhaltensweisen zu f(r-
dern. So hat zu Beginn des Jahres 2001 Nord-
rhein-Westfalen seine Bauverwaltung mit den
Liegenschaften aus dem Haushalt herausge-
l(st. Fortan m-ssen die Einrichtungen des
Landes kostendeckende Mieten an diesen Be-
trieb zahlen, der wiederum Zinserstattungen
f-r in der Vergangenheit vom Land aufge-
nommene Kredite an das Land abf-hrt. Den
damit verbundenen Effizienzgewinnen ste-
hen jedoch auch einige Probleme gegen-ber.
So beeintr�chtigen solche Reorganisationen
die Vergleichbarkeit der Haushaltszahlen im
Zeitablauf sowie zwischen den einzelnen
Bundesl�ndern. Dar-ber hinaus besteht die
Gefahr, dass Schattenhaushalte entstehen, die
außerhalb des Kernhaushalts Kredite aufneh-
men, f-r die letztlich das Land einzustehen
hat. Zudem ist sicherzustellen, dass bei einer
zunehmenden Zahl (ffentlicher Unterneh-
men eine ausreichende Kontrolle gew�hrlei-
stet ist. Letztlich w�re eine m(glichst weitge-
hende Privatisierung solcher ausgelagerten
Unternehmen anzustreben.

Deutsche Bundesbank
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Versucht man zusammenfassend eine Ein-

ordnung der derzeitigen Haushaltslage in

den einzelnen L(ndern, so zeigt sich, dass

die Situation in den Stadtstaaten am st(rks-

ten angespannt ist. Zwar verf6gen sie 6ber

das h.chste Einnahmenniveau, noch st(rker

aber gehen die Ausgaben 6ber den L(nder-

durchschnitt hinaus. Dabei f(llt insbesondere

Berlin ins Gewicht. Hier ist ein strukturell

sehr hohes Ausgabenniveau festzustellen,

und die Haushaltslage hat sich gegen6ber

dem Jahr 2000 durch die großen Belastun-

gen aus dem Beteiligungsbesitz noch weiter

versch(rft. Die Finanzlage der ostdeutschen

Fl(chenl(nder ist zwar alles in allem ung6ns-

tiger als im Westen, doch zeigen sich auch

hier deutliche Unterschiede. Auffallend ist

die vergleichsweise g6nstige Lage in Sach-

sen, die vor allem dem relativ niedrigen Aus-

gabenniveau zu verdanken ist. Von allen

L(ndern am besten schneidet hinsichtlich

der Budgetsituation Bayern ab, das nicht zu-

letzt wegen einer geringen Zinsbelastung

mit die niedrigsten Ausgaben je Einwohner

aufweist und im vergangenen Jahr einen

Haushalts6berschuss erzielte. Bayern ist zu-

dem das einzige Bundesland, dem es gelun-

gen ist, im Finanzausgleich dauerhaft von

einem Empf(nger- zu einem Geberland

„aufzusteigen“. Als relativ g6nstig ist vor

allem hinsichtlich der Haushaltsabschl6sse

im Jahr 2000 auch die Situation in Hessen

und Baden-W6rttemberg einzustufen. Das

Saarland wies zwar ebenfalls einen g6nsti-

gen Finanzierungssaldo auf, der jedoch auf

den hohen Sanierungszuweisungen des Bun-

des beruhte.

Ausblick

Nach den bisherigen Fortschritten beim De-

fizitabbau werden im laufenden Jahr die

Defizite in den L(nderhaushalten wieder be-

tr(chtlich zunehmen. Die Einnahmenausf(lle

durch das Steuersenkungsgesetz werden

f6r 2001 auf 19 Mrd DM oder 4% des ge-

samten Ausgabenvolumens beziffert. Ange-

sichts ihrer Ausgabenstruktur f(llt es den

L(ndern schwer, die zum Ausgleich n.tigen

Einsparungen kurzfristig zu erzielen. Viele

L(nder hatten allerdings in den letzten Jah-

ren aus dem unerwartet hohen Steuerauf-

kommen R6cklagen gebildet, um Minderein-

nahmen ohne eine h.here Neuverschuldung

auffangen zu k.nnen. In den Haushaltspl(-

nen f6r das laufende Jahr sind gut 7 Mrd

DM solcher Entnahmen veranschlagt. Wie

Verm.gensver(ußerungen, die nach den ur-

spr6nglichen Haushaltsans(tzen mit fast

10 Mrd DM ebenfalls einen großen Beitrag

zur Begrenzung der Neuverschuldung leisten

sollen, stehen solche Einnahmen aber nur

einmalig zur Verf6gung. Sie k.nnen die Not-

wendigkeit von dauerhaften Ausgabenein-

schr(nkungen nur kurzfristig verdecken. Zu

einer solchen Begrenzung k.nnten Bem6-

hungen um eine wirtschaftlichere Leistungs-

erstellung beitragen (vgl. hierzu die Kber-

sicht auf S. 73).

Die in den aktuellen Haushaltspl(nen zahl-

reicher L(nder vorgesehene Nettokreditauf-

nahme weist trotz R6cklagenaufl.sungen

und Verm.gensver(ußerungen sowie der

Veranschlagung von globalen Minderaus-

gaben nur einen sehr geringen Abstand zu

den verfassungsm(ßigen Obergrenzen der

Fazit

Steuerreform
erfordert
Ausgabenein-
schr�nkung

Verfassungs-
grenzen f$r
Kreditauf-
nahme in
Reichweite
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Grenzen der Neuverschuldung

Die Verfassungen der Bundesl�nder enthalten
Vorschriften zur Begrenzung der Kreditfinan-
zierung, die in der Regel den Vorschriften des
Art. 115 Grundgesetz entsprechen. Die Ober-
grenze der Neuverschuldung bildet danach in
konjunkturellen Normallagen die Summe der
investiven Ausgaben in der haushaltsm�ßigen
Abgrenzung. Hierzu z�hlen die Bauausgaben
und sonstige Investitionen. Unter die zweite
Kategorie fallen der Erwerb von Sachverm(-
gen und Beteiligungsbesitz sowie Darlehens-
vergaben, aber auch Investitionszusch-sse an
(ffentliche Haushalte und Private. Mit diesen
Zusch-ssen wird das unmittelbare Landesver-
m(gen nicht gesteigert, so dass hier letztlich
eine Kreditfinanzierung die Verm(gensposi-
tion des Landes verschlechtert. Zudem wer-
den bei der Bestimmung der Obergrenze f-r
die Nettokreditaufnahme weder Abschrei-
bungen noch Verm(gensver�ußerungen oder
R-cklagenaufl(sungen vom Investitionsvolu-
men abgezogen. Auch dies kann mithin dazu
f-hren, dass die Nettoverm(gensposition
eines Landes selbst bei Einhaltung der Ver-
schuldungsgrenzen nicht aufrecht erhalten
wird. Allerdings werden empfangene Investi-
tionszusch-sse von anderen staatlichen Ebe-
nen sowie Beitr�ge von Privaten zur Finanzie-
rung von Investitionen in der Regel abgezo-
gen. Vor allem in Hessen wird die Verschul-
dungsgrenze noch deutlich enger gezogen,
weil zum Beispiel Investitionszuweisungen im
Rahmen des Steuerverbunds mit den Gemein-
den nicht zur Rechtfertigung einer Kreditauf-
nahme herangezogen werden d-rfen.

Die Obergrenzen der Neuverschuldung gel-
ten allerdings nur f-r die Haushaltsaufstel-
lung. Im Rahmen des Haushaltsvollzugs kann
die Kreditaufnahme das Investitionsvolumen
-berschreiten, wenn Investitionen nicht wie
geplant durchgef-hrt werden oder noch

ungenutzte Krediterm�chtigungen aus Vor-
jahren fortbestehen.

Angesichts der hohen Einnahmenausf�lle im
Gefolge der von der L�ndermehrheit mitge-
tragenen Steuerreform sind viele Bundesl�n-
der bei ihren Planungen in die N�he ihrer
konstitutionellen Verschuldungsgrenzen ge-
stoßen. Ohne die teilweise sehr umfang-
reichen R-cklagenaufl(sungen, Verm(gens-
ver�ußerungen, Veranschlagungen von noch
nicht konkret absehbaren Einsparungen in
Form von globalen Minderausgaben und die
Verwendung eines sehr weiten Investitionsbe-
griffs1) h�tten zahlreiche L�nder diese Gren-
zen nicht einhalten k(nnen.

Der Maastricht-Vertrag begrenzt das Defizit
des (ffentlichen Gesamthaushalts (in der Ab-
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen) auf maximal 3% des BIP. Zudem
haben sich die Mitgliedstaaten der Europ�i-
schen Union vor allem auf Dr�ngen Deutsch-
lands im Rahmen des Stabilit�ts- und Wachs-
tumspakts schon vor vier Jahren dazu ver-
pflichtet, mittelfristig ann�hernd ausge-
glichene oder -bersch-ssige Haushaltsposi-
tionen zu erreichen, um eine auf Dauer trag-
bare Lage der (ffentlichen Finanzen in den
Mitgliedstaaten sicherzustellen und m(gliche
Interessenkonflikte von Geld- und Finanz-
politik zu verhindern. Die im deutschen Stabi-
lit�tsprogramm vom Oktober 2000 f-r das
laufende Jahr angestrebte Defizitquote von
11'2% entspricht dieser Position allerdings
noch nicht. Im Sinne einer f(deralen Umset-
zung sollten alle staatlichen Ebenen einen
ausgeglichenen Haushalt anstreben. Es sind
somit weiterhin erhebliche Anstrengungen
auch auf Seiten der L�nder erforderlich, um
die europ�ischen Verpflichtungen zu erf-l-
len.

1 So veranschlagt z.B. Niedersachsen seine Zahlungen
zum Ausgleich des EXPO-Defizits nicht als laufenden Zu-
schuss, sondern als Beteiligungserwerb.
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Kreditaufnahme auf (siehe zu diesen Proble-

men die Kbersicht auf S. 75). Im Falle Berlins

wird diese Grenze nach Auffassung des Lan-

desrechnungshofs schon seit 1993 6berschrit-

ten. Die finanziellen Probleme bei den Unter-

nehmensbeteiligungen des Landes spitzen die

Haushaltssituation weiter zu. Insgesamt ist

die Finanzlage der L(nder im laufenden Jahr

sehr angespannt. In den kommenden Jahren

ergeben sich aus den bereits beschlossenen

weiteren Steuersenkungen und den Maßnah-

men zur F.rderung der privaten Altersvor-

sorge sowie aus der geplanten Anhebung des

Kindergelds zus(tzliche finanzielle Belastun-

gen.

Trotz der absehbaren aktuellen Schwierigkei-

ten haben sich die meisten L(nder in ihren

letztj(hrigen mittelfristigen Finanzplanungen

zum Ziel gesetzt, die Nettokreditaufnahme in

den n(chsten Jahren deutlich zu reduzieren.

Zahlreiche L(nder streben wie der Bund ab

2006 einen Verzicht auf Neuverschuldung an.

Die Realisierung des Haushaltsausgleichs

k.nnte auch dadurch gef.rdert werden, dass

– wie in Bayern mit seiner ab dem Jahr 2006

geltenden Haushaltsordnung – eine gesetz-

liche Festlegung den Konsolidierungsdruck

erh.ht. Die Notwendigkeit einer deutlichen

Ausgabeneinschr(nkung in den L(nder-

haushalten ist offensichtlich.

L�ngerfristige
Konsolidie-
rungsziele
gewinnen an
Bedeutung


